Deutsdier Bundestag 
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1953 


Drucksache 613 


Antrag 

der Abgeordneten Müller- Hermann, Donhauser und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung der Verkehrswege 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Zur Verbesserung der Schienenwege der 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs im 
Sinne der §§ 1 und 2 des Allgemeinen Eisen- 
bahngesetzes vom 29. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 225) und der Bundesstraßen des 
Fernverkehrs im Sinne des Bundesfern- 
straßengesetzes (FStrG) vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 903) im Bundesgebiet 
wird ein Verkehrswegeplan für die Haus- 
haltsjahre 1955/56 bis 1961/62 aufgestellt 
und 'durchgeführt. 

(2) In den Verkehrswegeplan können 
Straßen der Bundesländer und sonstige 
Straßen einbezogen werden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr stellt 
bis zum 30. September 1954 den Verkehrs- 
wegeplan auf. Der Plan bedarf der Geneh- 
migung der Bundesregierung. 

(4) Der Verkehrswegeplan kann vom Bun- 
desminister für Verkehr mit Genehmigung 
der Bundesregierung geändert werden, wenn 
die Verbesserung der Verkehrswege dies er- 
fordert. 

§ 2 

(1) Der Verkehrswegeplan ist nach den Er- 
fordernissen der Verkehrssicherheit und der 
verkehrswirtschaftlichen Dringlichkeit aufzu- 
stellen und in Einzelpläne für die verschie- 
denen Haushaltsjahre zu gliedern; er soll die 


Verkehrswege den gestiegenen und weiter 
steigenden Verkehrsanforderungen anpassen. 

(2) Im Rahmen des Verkehrswegeplanes 
sind vorzusehen 

a) die Modernisierung, der Ausbau und die 
Instandsetzung der Schienenwege der 
Deutschen Bundesbahn und anderer Eisen- 
bahnen des öffentlichen Verkehrs unter 
Berücksichtigung der Vorschläge dieser 
Verkehrsunternehmen, 

b) der Neubau, der Ausbau und die Instand- 
setzung der Bundesautobahnen und der 
übrigen Bundesfernstraßen Im Einverneh- 
men mit den an der Raumordnung be- 
teiligten Bundesministern im Benehmen 
mit den Landesplanungsbehörden der 
beteiligten Länder (§16 des Bundesfern- 
straßengesetzes). 

(3) Im Rahmen des Verkehrswegeplanes 
kann im Benehmen mit den örtlichen 
Trägern der Straßenbaulast auch der Neubau, 
der Ausbau und die Instandsetzung der 
Straßen der Bundesländer und anderer 
Straßen sowie von Radfahrwegen vorgesehen 
werden, soweit besondere Erfordernisse der 
Verkehrssicherheit oder der verkehrswlrt- 
schaftlidien Dringlichkeit dies notwendig 
machen. 

§3 

(1) Für die Im Verkehrswegeplan vorge- 
sehenen Vorhaben sind in den Haushalts- 
jahren 1955/56 bis 1961/62 mindestens auf- 
zuwenden 


Diti«^: Bonner UnlversitSts-Budidnidkerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rbelnallee 20, 



a) in jedem Haushaltsjahr der Betrag, der in 
dem Haushaltsjahr 1953/54 für den Neu- 
bau, den Ausbau und die Instandsetzung 
von Straßen des Fernverkehrs, die Beseiti- 
gung von Kriegsschäden an ihnen, für 
Darlehen und Zuschüsse an fremde Bau- 
lastträger und für Grunderwerb usw. im 
Zuge von Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs aufgewandt worden ist und darüber 
hinaus 

b) Im Haushaltsjahr 1955/56 670 Millionen 

Deutsche Mark 
Im Haushaltsjahr 1956/57 670 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1957/58 690 Millionen 

Deutsche Mark 
Im Haushaltsjahr 1958/59 605 Millionen 

Deutsche Mark 
Im Haushaltsjahr 1959/60 620 Millionen 

Deutsche Mark 
Im Haushaltsjahr 1960/61 640 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1961/62 660 Millionen 

Deutsche Mark 

(2) Von den zusätzlichen Mitteln (Absatz 1 Buchst, b) sind zu verwenden 


Im Haushaltsjahr 1955/56 für Schienenwege gemäß § 2 


Abs. 2 Buchst, a 

400 Millionen Deutsche Mark 

für Straßen gemäß § 2 Abs. 2 


Buchst, b und Absatz 3 

240 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst usw. im Zusam- 


menhang mit Verkehrswege- 


anleihen gemäß § 4 

30 Millionen Deutsche Mark 

Im Haushaltsjahr 1956/57 für Schienenwege 

350 Millionen Deutsche Mark 

für Straßen 

262 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst usw. 

58 Millionen Deutsche Mark 

im Haushaltsjahr 1957/58 für Schienenwege 

350 Millionen Deutsche Mark 

für Straßen 

254 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst usw. 

86 Millionen Deutsche Mark 

im Haushaltsjahr 1958/59 für Straßen 

501 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst 

104 Millionen Deutsche Mark 

im Haushaltsjahr 1959/60 für Straßen 

498 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst 

122 Millionen Deutsche Mark 

im Haushaltsjahr 1960/61 für Straßen 

500 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst 

140 Millionen Deutsche Mark 

im Haushaltsjahr 1961/62 für Straßen 

502 Millionen Deutsche Mark 

für Zinsendienst 

158 Millionen Deutsche Mark 
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(3) Die in dem Haushaltsjahr 1953/54 auf- 
gewandten Beträge für die Unterhaltung der 
Bundesstraßen des Fernverkehrs sind jährlich 
mindestens in der gleichen Höhe zu dem 
gleichen Zweck auch in den Haushaltsjahren 
1955/56 bis 1961/62 aufzuwenden. Soweit 
diese Beträge in dem angegebenen Zeitraum 
zur Unterhaltung der Bundesstraßen des 
Fernverkehrs teilweise nicht benötigt werden, 
sind sie für die im § 2 Abs. 2 Buchst, b und 
Absatz 3 vorgesehenen Zwecke zu verwenden. 

(4) Soweit die für den Zinsendienst usw. 
gemäß Absatz 2 bestimmten Mittel hierfür 
nicht benötigt werden, sind sie für die im § 2 
Abs. 2 Buchst, b und Absatz 3 vorgesehenen 
Zwecke zu verwenden. 

(5) Soweit Mittel in einem der Flaushalts- 
jahre 1955/56 bis 1961/62 nicht entsprechend 
den Bestimmungen der Absätze 2 bis 4 rest- 
los verausgabt werden, sind sie zusätzlich im 
jeweils darauffolgenden Haushaltsjahr für 
die in Absatz 2 und 3 bestimmten Zwecke zu 
verwenden. 

§4 

(1) Zur teilweisen Aufbringung der in § 3 
Abs. 1 Buchst, b vorgesehenen Beträge kann 
der Bundesminister der Finanzen zweckge- 
bundene Anleihen (Verkehrswege- Anleihen) 
aufnehmen. 

(2) Die Anleihen sollen in folgenden Jahres- 
beträgen aufgelegt werden: 

Im Haushaltsjahr 1955/56 300 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1956/57 280 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1957/58 280 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1958/59 180 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1959/60 180 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1960/61 180 Millionen 

Deutsche Mark 
im Haushaltsjahr 1961/62 180 Millionen 

Deutsche Mark 


Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung der Bundesregierung die für die 
einzelnen Haushaltsjahre vorgesehenen An- 
leihebeträge über- oder unterschreiten. 

(3) Die Tilgung der Verkehrswege- An- 
leihen ist, beginnend mit dem Haushaltsjahr 
1965/66, in jährlichen Teilbeträgen von je 
100 Millionen Deutsche Mark durch Aus- 
losung vorzunehmen. Die einzelnen Tranchen 
der Anleihe nehmen vom elften Jahre nach der 
Zeichnung an der Auslosung teil. 

§ 5 

Die Zuweisung von Mitteln (§ 3 Abs. 2, 3) 
für Straßen der Bundesländer und andere 
Straßen ist mit davon abhängig, daß die ört- 
lichen Träger der Straßenbaulast für diese 
Vorhaben einen den Umständen nach ange- 
messenen Anteil der Gesamtkosten der je- 
weiligen Vorhaben tragen. 

§6 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verkehr durch Rechtsverord- 
nung die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Bestimmungen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur 
Vorfinanzierung der im Verkehrswegeplan 
vorgesehenen Bauvorhaben in den einzelnen 
Haushaltsjahren zu treffen. 

§7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
.4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Bonn, den 18. Juni 1954 
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Kroll 

Frau Dr. Kuchtner 
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Lang (München) 

Leonhard 

Lemmer 
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Dr. Löhr 
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Frau Dr, Maxsein 

Menke 
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Miller 

Muckermann 
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Niederalt 
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Dr. Oesterle 

Oetzel 

Dr. Orth 

Platner 
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Raestrup 

Rasner 

Frau Dr. Rehling 
Richarts 

Freiherr Riederer von Paar 

Dr. Rinke 

Ruf 

Sabaß 

Scharnberg 

Scheppmann 

Schmidt-Wittmack 

Schmücker 

Schneider (Hamburg) 

Schütz 

Dr.-Ing, E. h. Schuberth 
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Stingl 
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Stücklen 
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Wacher (Hof) 
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Wieninger 
Dr, Willeke 
Wittmann 
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Begründung 


Io 

lo a) Die Motorisierung des Straßenverkehrs hat in der Bundesrepublik 
von Jahr zu Jahr erheblich zugenommen und den Vorkriegsstand 
weit überschritten» 

V/ie aus Anlage 1 ersichtlich;, betrug die Zahl der im Verkehr 
befindlichen Kraftfahrzeuge im Bundesgebiet jeweils am 1» Juli 


im 

Jahre 

1958 

1 

VX5 

CO 

095 

«■ 

If 

1948 


909 

059 

W 

ft! 

1949 

1 

415 

859 

ifi 

ff! 

1950 

1 

949 

805 

H 

H 

1951 

2 

495 

490 

W' 

ff 

1952 

2 

950 

000 

fl! 

ff 

1955 

5 

417 

000 


nachdem der Vorkriegsstand im Jahre 1950 erstmalig überschritt 
ten war, ist also jetzt bereits etwa eine Verdoppelung einge- 
treten» Die Zahl der Kraftfahrzeuge am 1» Juli 1958 verhäJt 
sich zu der Zahl am 1» Juli 1955 wie 100 zu 186,1 (Anlage 2)» 
Auffallend ist die gleichmäßige jährliche Zunahme der Kräfte 
f ahrzeuge um etwa 1/2 Million» Eine wesentliche Verlangsamung 
dieses stürmischen Wachstums ist vorläufig nicht zu erwarten» 

b) Demgegenüber ist die Länge der klassifizierten Straßen im Bun- 
desgebiet seit der Vorkriegszeit nahezu unverändert geblieben 

Diese Entwicklung ist um so bedeutsamer, als sich auch der Zu- 
stand der Straßen seit der Vorkriegszeit kaum verbessert hat® 
Nach 1945 mußten die verfügbaren Mittel zunächst für die Besei- 
tigung der umfangreichen Kriegsschäden eingesetzt v/erden» Das 
ging zwangsläufig auf Kosten der notwendigen laufenden Unter“ 
haltung und des Ausbaus der Straßen, zumal der Haushalt der 
Länder und später auch des Bundes durch soziale Lasten, Kriegs- 
folgelasten und Besatzungskosten überbeansprucht war» Eine 
Übersicht über die Entwicklung des Ausbauzustandes der Straßen 
gibt die Anlage 5 nach dem Stand von 1959 und 1951» 
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c) Die Schere zwischen dem steten Anstieg der Kraftwagenzahl 
und dem Ausbau der Straßen klafft ständig weiter ausein- 
ander. Das Mißverhältnis wird immer besorgniserregender. 

Schon sind die meisten Straßen weit überlastet. Es ist abzu- 
sehen, daß sie in wenigen Jahren völlig verstopft sein wer- 
den, wenn nicht rechtzeitig für Abhilfe gesorgt wird. Die Ko- 
sten zur Behebung würden schließlich ein Vielfaches der nach 
dem jetzigen Zustand aufzuwendenden Mittel betragen. 

Die Unzulänglichkeit des Straßennetzes und seines Zustandes 
ist zugleich mit die gewichtigste Ursache für die Steigerung 
der Unfallgefahr. Die Zahl der im Straßenverkehr Getöteten und 
Verletzten betrug im Durchschnitt je Tag (vgl. Anlage 4) 

im Jahre 1938 rd. 13 Getötete und 296 Verletzte 

« " 1952 rd. 21 " « 636 ” 

« ” 1953 rd. 30 “ « 813 " 

d) Angesichts dieser Lage müssen neue, einschneidende Maßnahmen 
ergriffen werden. Die einzige Möglichkeit, der Lage Herr zu 
werden, besteht darin, daß der Ausbau und Neubau von Straßen 
in einem Ausmaß und mit einer Beschleunigung durchgeführt 
werden, die mit der steten Aufwärtsentwicklung des Kraftfahr 
Zeugverkehrs Schritt halten. 

2o Von der Modernisierung der Schienenwege, insbesondere von der Ver- 
besserung des Oberbaues, hängt die Aufrechterhaltung der Sicher- 
heit, der dichten Zugfolge und der Reisegeschwindigkeit, damit 
aber auch die rationelle Verwendung der übrigen Betriebsmittel 
bei den Eisenbahnen ab. Die Verbesserung des Oberbaues ist eine 
wesentliche Voraussetzung für eine Verbesserung der Transport- 
leistungen der Bundesbahn und damit zur Hebung ihrer Wettbewerbs- 
fähigkeit. 

3. Oberster Grundsatz für alle gesetzgeberischen Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Verkehrs muß es daher sein, die Verkehrswege den 
gestiegenen und weiter steigenden Anforderungen des Verkehrs 
anzupassen, damit 

a) die größtmögliche Sicherheit des Verkehrs gewährleistet wirdj, 


- 3 - 



- 5 = 


b) die Modernisierung des Verkehrs und der Verkehrsmittel sowie 
die Steigerung des Verkehrs “ insbesondere durch die Zunahme 
des Kraftfahrzeugbestandes “ nicht gehindert wird» 

für den Straßenverkehr können diese Ziele auch bei der größten 
Verstärkung der verkehrserzieherischen und verkehrspolizeilichen 
Maßnahmen nicht erreicht werden, wenn nicht ein großzügiger, 
nach den neuesten verkehrswirtschaftlichen, verkehrstechnischen 
und bautechnischen Gesichtspunkten gestalteter Ausbau des Straßen« 
netzes erfolgt , Das Verbot des Transportes bestimmter Güter auf 
der Straße würde die wirtschaftliche und technische Entwicklung 
hemmen und wäre außerdem nicht geeignet, den erstrebten Zweck 
der Verkehrssicherheit zu erreicheno Der durch ein solches Ver« 
bot freigewordene Transportraum würde in die noch offenstehen« 
den Bereiche drängen und eine Verlagerung vom Straßenfern- in 
den Straßennahverkehr zur Folge haben, der die Verkehrsunsicher« 
heit in den Gemeinden und Städten, die heute bereits den Schwer- 
punkt der Verkehrsunfälle darstellen, weiterhin vergrößern würdeo 
Verkehrsverbote können sich außerdem nicht elastisch den wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten anpasseno Der Schaden, der durch 
solche Maßnahmen angerichtet werden kann, steht daher in keinem 
Verhältnis zu einem etwa möglichen Erfolg» 

Für den Schienenverkehr können die Ziele, wie gesagt, nur erreicht 
werden, wenn die Schienenwege, insbesondere der Oberbau, von Grund 
auf überholt, verbessert oder erneuert werden» 

4o Das Gesetz zur Verbesserung der Verkehrswege sieht daher die Fest- 
stellung des dringlichsten Bedarfs für die Sanierung der Verkehrs- 
wege und deren Finanzierung voro Der Finanzierungsplan ist auf ge- 
baut auf Aufwendungen des Bundes, die dem Mehreinkommen entsprechen 
das dem Bund durch Veränderungen der Mineralölsteuer und der Beför- 
derungsteuer zufließt, die zu diesem Zweck gleichzeitig vorgenom— 
men werden, sowie auf der Aufnahme von Anleihen für den hierdurch 
nicht gedeckten Bedarf» 

An der Einbeziehung der Bundesbahn in den Verkehrswegeplan und 
seine Finanzierung hat auch der Straßenverkehr ein unmittelbares 
Interesse, damit die Bundesbahn schnellstens die Mittel erhält, 
die sie braucht, um die Hemmnisse ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu 
beseitigen» Sie hat bisher auch die Beseitigung ihrer Kriegsschä- 
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den und die Bewältigung des auf gestauten Nachholbedarfs, der 
durch die kriegs- und nachkriegsbedingte Stockung der Entwick- 
lung aufgetreten ist, im großen und ganzen aus laufenden 
Betriebseinnahmen anstatt durch eine langfristige Finanzierung 
decken müsseno Dies betrifft insbesondere auch den Ausbau ihrer 
Schienenwege,, Mit durch diesen Umstand sind ihre Möglichkeiten 
zur technischen Rationalisierung und zum wirtschaftlichen 
Betrieb stark beschnitten und ihre Wettbewerbsfähigkeit beein- 
trächtigte Hieraus erklären sich die Bemühungen, eine Erhöhung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit durch Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
des Wettbewerbs zwischen Schiene und Straße herbeizuführeno 
Für den Straßenverkehr ist es wünschenswert, daß die wirtschaft- 
lichen Grundlagen eines gesunden Wettbewerbs für die Bundesbahn 
sichergestellt werden, um den Drang in solche wirtschaftsstören- 
den Zwangsmaßnahmen zu beseitigen o Die Abzweigung auch solcher 
Mittel, die durch eine zusätzliche Belastung des Straßenverkehrs 
aufkommen, für die Bundesbahn liegt somit im Interesse des Stra- 
ßenverkehrs selbst o Allerdings soll die Finanzierung nur inso- 
weit gekoppelt werden, als es sich um das Programm der ersten 
Dringlichkeitsstufe handelte Darüber, also gewissermaßen über 
die Beseitigung des akuten Notstandes hinaus, ist eine solche 
Verbindung nicht' angebrachte 

5e Der vordringliche Bedarf für den Ausbau des Straßennetzes ein- 
schließlich Beseitigung der Kriegsschäden kann mit rdo 4 Milli- 
arden geschätzt werden» In dieser Höhe hat der Bundesminister 
für Verkehr selbst die Kosten aller Bauvorhaben einer Dring- 
lichkeitsstufe 1 für Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen) angegeben» Eine gewisse Verschiebung gegenüber 
diesen Zahlen tritt dadurch ein, daß unter gewissen Voraus- 
setzungen nach dem vorliegenden Gesetz auch Landstraßen und 
sonstige Straßen einbezogen werden können» Für den ersten 
Verkehrswegeplan soll trotzdem von dieser Summe ausgegangen 
werden» 

Der vordringliche Bedarf der Bundesbahn für den Ausbau usw» 
der Schienenwege wird mit 1 bis 1,2 Milliarden DM, im Mittel 
also mit 1,1 Milliarden beziffert» 

5 - 



_ 5 - 


Der beschleunigten Aufbringung dieser Summen und der Fest- 
legung ihrer Verwendung düsnt das vorliegende G-esetZo 


IIo 


Zu § 1 

lo Voraussetzung für die Sanierung der Verkehrswege und ihre 
Finanzierung ist die Feststellung des Bedarfs durch Aufstel- 
lung eines Planes, der nach der Dringlichkeit gegliedert isto 
Die Feststellung des Bedarfs ist die unerläßliche Vorausset- 
zung für die Sicherung der Finanzierung, wenn sie von den 
Zufälligkeiten der jeweiligen Haushaltslage unabhängig gemacht 
wenn sie also auf das Programm abgestellt und nicht mehr, v/ie 
bisher, das Programm nach den im laufenden Haushaltsjahr an- 
fallenden Beträgen gerichtet v/erden solle Der soziale v'/ohnungs 
bau ist der Beweis dafür, daß durch die verbindliche Aufstel- 
lung eines solchen Programms, und nur durch sie, der erstrebte 
Erfolg erreicht werden kanno 

Die Feststellung eines langfristigen Programms hat außerdem 
den besonderen Vorteil, daß die Planung und die Bereitstellung 
der Mittel rechtzeitig erfolgen kann, um eine kontinuierliche 
Bauausführung sicherzustellen, die auch die Voraussetzung für 
Rationalisierungsmaßnahmen bei den ausführenden Firmen ist» 

Andererseits muß sich ein solcher Plan nach -den gegebenen Mög- 
lichkeiten richten. Nach den Berechnungen zu §§ 3 und 4 ist 
die Aufbringung der unter I Nr« 5 genannten Mittel in sieben 
Jahren möglich, ohne unrealistische Anforderungen an den 
Bundeshaushalt oder an den Kapitalmarkt zu stellen. Eine wei- 
tere zeitliche Verkürzung des Planes würde seine finanzielle 
Sicherung in Frage stellen, eine weitere Verlängerung den er- 
strebten Zweck gefährden. Außerdem erscheint es notwendig, 
sich im Rahmen übersehbarer Zeiträume zu halten; hinzu kommt, 
daß spätestens nach Ablauf dieser Zeit die haushaltmäßige 
Entlastung von den Aufwendungen für den sozialen Wohnungsbau 
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zu erwarten ist, so daß die Fortführung des Planes der dann 
gegebenen Lage neu angepaßt werden solle 

2c, Die Einbeziehung der klassifizierten Landstraßen und sonstiger 
Straßen, insbesondere der kommunalen Straßen, in den Verkehrs- 
wegeplan kann' zur Erreichung des übergeordneten Zweckes not- 
wendig sein, obgleich eine fühlbare Entlastung der Kommunal- 
straßen bereits durch die Einbeziehung von Ortsdurchfahrten, 
für die der Bund Baulastträger ist, und von Umgehungsstraßen 
in den Verkehrswegeplan sowie für die Landstraßen durch eine 
teilweise Verlagerung des Verkehrs auf neu zu bauende Bundes- 
straßen eintreten wird» Die Möglichkeit, diese Straßen in den 
Plan einzubeziehen und somit auch ihre Finanzierung aus den 
vorgesehenen Mitteln zu ermöglichen, soll außerdem den Verzicht 
auf eine Erhöhung des Kf z-Steuer-Auf kommens über den normalen 
Zuwachs durch Zunahme des Kf z-Bestaiides hinaus zugunsten einer 
stärkeren Erhöhung der Mineralölsteuersätze für die Länder 
tragbar machen» 

3o Um den Plan beschleunigt in Angriff nehmen zu können, ist es 
erforderlich, für seine Aufstellung eine verhältnismäßig 
kurze Frist festzusetzen» Da die Arbeiten in dieser Richtung 
vom Bundesminister für Verkehr schon in Angriff genommen wor- 
den sind, kann der 30» September 1954 als äußerster Termin 
festgesetzt werden» - 

4o Die Änderung des Planes ist zulässig, damit innerhalb der Lauf- 
zeit die Einzelpläne den neu aufgetretenen Erfordernissen oder 
Erkenntnissen des Verkehrs und der Technik angepaßt werden 
können» Sie ist auch deswegen notv/endig, weil eine Erweiterung 
bezwo eine beschleunigte Fertigstellung des 1» Programms nicht 
erschwert werden darf, wenn weitere Mittel für die Finanzierung 
frei werden (beispielsweise durch Abzweigung von Mitteln, die 
für die Verteidigung vorgesehen sind, für strategisch wichtige 
Verkehrswege)» 


„ 7 „ 
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IIIo 
Zu § 2 

lo Im AbSo 1 sind die Ziele des Verkehrswegeplanes und die 
Gesichtspunkte, nach denen er aufgestellt ist, zusammen^ 
gefaßto Oberster Gesichtspunkt ist die Verkehrssicher» 
heit (insbesondere Beseitigung von Engpässen des Stras» 
senverkehrs) j es folgt die verkehrs wirtschaftliche 
Bringlichkeito 

2o a) Für den Ausbau der Schienenwege wird vor allem die Deut» 
sehe Bundesbahn mit Investitionsmitteln ausgestattet 
werden' müsseno Die Möglichkeit, auüh anderen Eiaenbah» 
nen des öffentlichen Verkehrs Mittel zur Verfügung 
zu stellen, soweit dies notwendig erscheint, ist je- 
doch offen gelassene 

la AbSo 2 Buchst o a ist auSerdem die Zweckbindung der 
Mittel für die Modernisierung, den Ausbau und die In-- 
Standsetzung der Schienenwege festgelegt o Zur Sanierung 
der Bundesbahn sind weitere Maßnahmen erforderlich, 
wie ZoBo die Abnahme der betriebsfremden Lasten, die 
Modernioienmg des rollenden Materials uswo Im Rah- 
men der Verkehrswegeförderung, deren Grundlage unter 
anderem die Belastung der Straßenverkehrswirtschaft 
ist, müssen die hierfür erforderlichen Beträge jedoch 
außer Betracht bleibeno I>ie Abnahme der betriebsfrem- 
den lasten ist eine allgemeine Aufgabe des Bundes und 
daher aus allgemeinen Haushaltsmitteln zu bestreiteno 
Die Modernisierung des rollenden Materials und sonstige 
Maßnahmen zur rationellen Betriebsführung (zoBo Elektri- 
fizierung) sind interne Angelegenheiten des ♦•Unterneh- 
mens” Bundesbahn, für die im Rahmen des Verkehrswege— 
gesetzes keine Mittel bereit gestellt werd|§n könnenc 

b)Bundesstraßen des Fernverkehrs sind nach dem Bundes- 
fernstraßengesetz vom 6o August 1953 (BGBlo I S 903} 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen einschließlich ins- 
besondere von Brücken, Orts Umgehungen, Ortsdurchfahr- 
ten bei Orten von weniger als 9000 Einwohnern im 
Zuge von Bundesstraßeno 


- 8 - 
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3o Die Einbeziehung sonstiger Straßenj, insbesondere .if-r 
Landstraßen, kann insoweit erfolgen^ wenn beiKUidüit- i',;- 
fordernisse der Verkehrssicherheit dies notwendig 
macheHo (Siehe auch § 5^) Besondere Erfordernisse der 
Verkehrssicherheit liegen vor allem dann vor, v/enn im 
Zuge von Land- und sonstigen Straßen Punkte mit erhöh- 
ter Unfallgefahr vorhanden sind, deren fieseitigung die 
Möglichkeiten der jeweiligen Baulastträger übersteigt. 
Gerade im Interesse der Verkehrssicherheit kann auch 
die Anlage besonderer Radfahrwege erforderlich werden. 

IV 

Zu 8 ? 

lo Der Pinanzierungsplan setzt Mindestbeträge fest, um die 
Möglichkeit einer weiteren Erhöhung der Beträge oder 
der Beschleunigung des Ausbaues nicht zu erschweren. 
(Siehe auch Anm^ 4 zu § 1) 

a) Der Plan ist darauf aufgebaut, daß die derzeitig im 
Bundeshaushaltsplan vorgesehenen Mittel für den Neu- 
bau, den Ausbau und die Instandsetzung von Straßen 
uswo in den folgenden Jahren mindestens in derselben 
Höhe zur Verfügung gestellt werden. Im J;^hre 1953 
haben die Mittel, die der Bund für diese Zwecke und 
für die Unterhaltung der Straßen auf gewandt hat, 

rdo 290 Millionen DM betragen. Wird davoia ausgegan- 
gen, daß auf die laufende Unterhaltung 100 Millionen 
DM entfallen, so stehen für den eigentlichen Aus- und 
Neubau sowie die Instandsetzung (insbesondere Beseiti- 
gung von Kriegsschäden) jährlich mindestens 190 Mil- 
lionen DM, d,äa^ in sieben Jahren 1,33 Milliarden DM 
zur Verfügung. 

b) Die unter Abs. 1 Buchst, b aufgeführten Beträge sind 
also zusätzliche Beträge, die zu den laufend aufge- 
wandtem hinzutreten. 

2o Es ist Wert darauf gelegt, der Bundesbahn die von ihr 
benötigten Mittel mit möglichster Beschleunigung ,.'ur 
Verfügung zu stellen, um das für sie im Verkehrswege p1 an 
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auf zua teil ende Bauprogramm möglichat achnell zu erledig 
geao Vorgeaehea aind hie rfür insgeaamt drei Jahre o 
In dieaer Zeit müaaen die Mittel für den StraSenhau niedri“ 
ger gehalten werden» Hierdurch wird eine Anlaufzeit für 
die Durchführung der Straßenbauten geschaffen» Vom 4o Jahr 
ab atehen die Pinanzierungamittel dem Straßenbau allein 
zur Verfügung und können entaprechend erhöht werden» 

Für den Zinsendienst und sonstige Kosten einer aufzunehmen- 
den Anleihe wurden in dem Pinanzierungsplan pauschal je= 
weila 10 VoHo der Anleihebeträge vorgesehenj, die nach § 4 
Abs» 2 in den einzelnen Jahren auf genommen werden sollen» 

Der Zinsendienat wurde in dieser Höhe berücksichtigt, weil 
eine Steuerbegünstigung der Verkehrswegeanleihe fraglich 
erscheint, so daß ein Zinssatz von 7 Dis 7 1/2 v»Ho erfor= 
derlich werden dürfte» Weitere Belaatungen können im Zu'= 
aammenhang mit dem Emiasionskurs usw» entstehen» (Im übri“ 
gen siehe unten zu Nr» 4») 

Nach dem Pinanzierungsplan kommen in sieben Jahren, d»ho in 
den Haushaltsjahren 1955/56 bis 1961/62 zusätzlich für die 
Straßen insgesamt 2 »757 Milliarden DM auf» Bei Hinzurechnung 
der laufenden Mittel (§ 3 Abs» 1 Buchst» a) ergibt dies 
insgesamt 4o087 Milliarden DM» Pür die Schiene stehen in 
drei Jahren (1955/56 bis 1957/58) insgesamt 1,1 Milliarden 
DM zur Verfügung» Pür den Zinsendienst sind in sieben 
Jahren insgesamt 0o698 Milliarden DM berücksichtigt» 

Mit Rücksicht darauf, daß der Haushaltsplan 1954 bereits 
fertiggestellt ist und die vorgesehenen steuerlichen 
Maßnahmen zur Aufbringung von Mitteln zur Finanzierung des 
Verkehrswegeplanes im Jahre 1954 nicht mehr wirksam werden 
können, ist es nicht möglich, den Verkehrswegeplan auf 
einen früheren Zeitpunkt als dm Beginn des Haushaltsjahres 
1955/56 zu beziehen» 

Tritt das Vgrkehrsfinanzi^Cfftttg am 1» Januar 1955 in 

Kraft, so erwächst jedoch bereits im Haushaltsjahr 1954/55 
ein erhöhtes Steueraufkommen» Es muß erwartet werden, daß 
Beträge, die der Höhe dieses Mehraufkommena im Haushalts- 
jahr 1954/55 entsprechen, ebenfalls zusätzlich für den 
Straßenbau zur Verfügung gestellt werden» Darüber hinaus 
ist es dringend erwünscht, durch eine Vorfinanzierung 
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. dieses Aufkommen für die Durchführung zusätzlicher Shrn;;- 
senhaumaßnahraen während der Bausaison 1954 nutzbar zu 
machen. Durch das Pehlen genügender Straßenba unittel uni 
durch Verzögerungen in der Bereits telluhg dieser Mittel 
ist eine Stagnation im Straßenbau eingetreten. 

3. Um die Unterhaltung der Pernstraßen weiterhin sicherzustel- 
len, ist im Abs. 3 festgelegt, daß die bisher hierfür zur 
Verfügung gestellten Mittel auch weiterhin aufzubringen 
sind» Soweit infolge des fortschreitenden Ausbaues und 
der Instandsetzung der Bedarf sich vermindern solltCj, sind 
die Mittel zusätzlich dom Aijsbauj dem Neubau und der In- 
standsetzung zuzuwenden. 

4o Da die Mittel, die für den Zinsendienst vorgesehen sind^. 
aus den Gesamtmitteln für den Verkehrswegebau abgezweigt 
sind, sind hierfür nicht verbrauchte Mittel dem Straßen- 
bau zusätzlich zuzuführen. Dies kommt insbesondere dann in 
Betracht, wenn sich durch Steuerbegünstigung der Anleihen 
ein niedrigerer Zinsensatz ermöglichen läßt. 

5« Da es vielfach nicht möglich sein wird, die Baudurchfüh- 
rung genau in dem im Verkehrswegeplan vorgesehenen Tempo 
vorzunehmen, besteht die Möglichkeit, dass die Mittel in 
einem Jahr nicht voll verbraucht werden. Sie sind sodann 
ijü nächsten Jahr zusätzlich aufzuwenden. Andererseits ist 
gemäß § 7 eine Vorfinanzierung möglich. 

V. 


Zu § 4 

1. § 4 befaßt sich mit der Deckung der im Pinanzierungsnlan 
zusätzlich vorgesehenen Aufwendungen. Bei Vr>rkehrswege- 
bauten handelt es sich um langfristige Investitionen, de- 
ren Nutzen sich auf lange Zeiträume erstreckt. Aus diesem 
Gmnde ist die Finanzierung durch langfristige Anleihen 
für solche Investitionen angebracht. Würde die Finanzie- 
rung jedoch allein auf die Anleihebasis abgestellt, so 
würde, wenn sie in genügendem Umfang vorgenommen werden 
soll, eine Belastung des Kapitalmarktes eintreten, die, 
wenn überhaupt realisierbar, unerwünscht wäre und den 
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Kreditbedarf anderer Sparten teicänt rächt igen würde o 
Infolgedessen müssen Ä^Jfech laufende Haushaltsmittel heran= 
gezogen werdeßo Durch die Vert«llui&g der Finanzierung 
auf diese beide» Qutilen wird verhindert ^ daß die eine oder 
andere übermäßig belastet wirdo 

In dem gleichzeitig mit diesem Gesetz erlassenen Verkehrs- 
finanzgeroig werden der Straßenverkehrswirtschaft 

zusätzliche Steuerlasten auferlegt, deren Grund allein in 
verkehrspolitischen Erwägungen liegt und die nur deswegen 
vertretbar sind, weil es erforderlich ist, für den Ausbau 
der Verkehrswege zusätzliche Mittel auf zubringeno Wenn die 
Straßenverkehrswirtschaft gezwungen wird, solche Opfer 
auf sich zu nehmen, hat sie einen Anspruch darauf, daß 
diese zusätzlichen lasten voll dem Zweck, zu dem sie erho- 
ben werden, dienlich gemacht werden« Der Plan ist daher 
darauf auf gebaut, daß der Bund Mittel für den Verkehrswege- 
bau «Ifwendet, die in ihrer Höhe dem Mehraufkommen aus 
dieser zusät^üchtoi Steuerlast voll entsprechen« 

Das Gesetz zur Verbesserung der Verkehrswege bildet mit dem 
Verkehrsf inanzgese.tz und den übrige» gleichzeitig zu erlas- 
senden Bestimmungen über die Koordinierung und Sicherung 
des Verkehrs einen einheitlichen Komplex« 

In der Begründung zur Regierungs vorlage eines Verkehrs- 
finanzierumgpgesetzes wird das Mehraufkommen aus einer Er- 
höhung der Steuer für Diesel kraftfttlo^f um 7 Pf je 
Liter und für Vergaserkraftstoff (Benzin und Benzol) um 
1 Pf . je Liter, bezogen auf die im Jahr 1955 versteuerten 
Mengen, wie folgt berechneti 

Dieselkraftstoff 164 Mio DM 

Benzin 28 ” « 

Benzol 2,75 •* ” 

Nach dem erwähnten neuen Entwurf zu einem Verkehrsfinanzge- 
setz soll die Erhöhung für Vergaserkraftstoff 4 Pf betragen« 
Das ergibt ein weiteres Mehraufkommen von 92,25 Mio DM« 
Werden von dem Mehrbetrag für Dieselkraftstoff noch 25 Mio 
DM für erhöhte Betriebsbeihilfen an bisher Begünstigte ab- 
gesetzt, so beträgt das Mehraufkommen bezogen auf die 1953 
versteuerten Mengen 262 Mio DM« 

Für das Jahr 1954 kann 'tafct Dieselkraftstoff mit einer Ver- 
brauchssteigerung von mindestens 7 v«Ho bei Vergaserkraft- 
stoff von mindestens 11 v«H«, für das Jahr 1955 bei Diesel- 
kraft soff von 
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mindestens 6 v.Ho und bei Yergaserkraftstof f von mindeBteria 
9 vH. gere hnet werden. 

Das zu erwartende Mehraufkommen betragt somit im Jahre 1955/ 
zwischen 500 und 310 Mio DM (vglo Tabelle Anlage 6) Die in der 
Tabelle = Anlage 6 « für die weiter zu erwartende Verbrauchsstei= 
gerung angenommenen Sätze stellen die unterste Grenze des ver^“ 
mutlichen Mehrverbrauchs daro Es kann demnach gere hnet werden, 
mit einem Mehraufkommen von mindestens 


im 

Haushaltsjahr 1955/56 

300 bis 

310 

Mio 

DM 

« 

" 1956/57 

320 ” 

330 

tl 

tt 

n 

« 1957/58 

340 « 

350 

II 

n 

ti 

" 1958/59 

355 ” 

365 

If 

II 

tf 

” 1959/60 

370 « 

380 

n 

tt 

II 

« 1960/61 

390 « 

400 

H 

fl 

11 

" 1961/62 

410 ” 

420 

II 

fl 


Die im neuen Entwurf zum Verkehrsfinanzgesetz vorgesehene Erhöhung 
der Beförderungssteuer im Werkfernverkehr um 2^,5 Pf je Tonnenkilo- 
meter würde -bezogen auf den Stand des Jahres 1952 - ein Mehrauf- 
kommen von etwa 60 Mio DM erbringen.. Mit Rücksicht auf die einge- 
tretenen und eintretenden Steigerungen der Transport leist ung im 
Werkfernverkehr kann für 1955 mit einem Mehraufkommen von minde 
stens 60 bis 70 Mio DM gerechnet werdeno Weitere Steigerungen sol- 
len hier unberücksichtigt bleiben^ da nicht zu übersehen ist^ wie 
»sich die Erhöhung der Beförderungssteuer auf die Zunahme des Werk ■ 
fernverkehrs auswirken wird,, 

Die in Rechnung gestellten Steigerungen stellen die unterste 

Grenze des vermutlichen Zuwachses daro Von diesen untersten Zah 

len wurde ausgegangenj, um einen genügenden Spielraum zu behalten. 
ZvBo auch für Betriebsbeihilfen an einen erweiterten Kreis von 
Begüns tigteno Berücksichtigt wurden ferner nur die Steigerungen 
des Mehraufkommens nach dem Verkehrsfinanzgesetz Außer acht ge 
lassen wurde die Präge j wie weit das Gesamtaufkommen aus der 
steuerlichen Belastung des Strassenverkehrs oder wenigstens die 
Steigerung des Gesamt - Aufkommens aus der Mineralölsteuer zu 
Investitionszwecken im Straßenbau zu verwenden ist. Die hiermit 
zusammenhängenden Prägen bedürfen einer eingehenden Prüfung., Es 
ist denkbar» daß diese zu einer weitergehenden Heranziehung des 
Aufkommens für den Straßenbau und somit zu einer Aufstockung 
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oder Beschleunigung des Verkehrswegeplanes bzwo zu einer Herab 
Setzung der Anleihebeträge führte Die im Gesetz voigesehenen 
Anderungsmöglichkeiten bieten für solche späteren Maßnahmen die 
erforderliche Handhabe o 

Das mit Sicherheit zu erwartende Mehraufkommen aus diesen steuer- 
lichen Maßnahmen wird daher angenommen 


im 

Haushaltsjahr 1955/56 

mit 

370 

Mio 

DM 

tt 

ff 

1956/57 

n 

390 

n 

n 

ti 

tf 

1957/58 

It 

410 

11 

H 

n 

It 

1958/59 

II 

425 

11 

ff 

« 

11 

1959/60 

n 

440 

n 


n 

It 

1960/61 

fl 

460 

11 

n 

ff 

« 

1961/62 

II 

480 

H 

ff 


2c. Die in AbSo 2 vorgesehenen Anleihebeträge sind nach der Differenz 
zwischen diesem Mehr auf kommen und dem Bedarf naoh § 3 Abs= 1 
Buchsto b berechnete 

Die Möglichkeit der Unter-» oder Überschreitung der Änleihebe- 
träge ist vorgesehen* um Änderungen berücksichtigen zu können^ 
die sich bei der Erhöhung des Steueraufkommens gegenüber der 
Erwartung ergeben, und um eine elastische Durchführung des Planes 
zu ermöglichenc 

3o Bei einer Tilgung in Teilbeträgen von 100 Millionen DM wird die 
Anleihe* die insgesamt nach Hro 2 1*58 Milliarden DM beträgt* 

in 16 Jahren* beginnend mit dem Haushaltsjahr 1965/66* getilgt 
seino Der späte Beginn der Tilgung und die Beschränkung auf Jah- 
resbeträge von 100 Millionen DM ist vor allem deswegen vorge 
sehen* um die Fortführung des Programms nach Beendigung der 
Dringlichkeitsstufe 1 nicht von vornherein zu stark zu belasten 
und die Möglichkeit offenzuhalten* dem Straßenbau in einem an 
schließenden weiteren Plan mindestens für das achte bis zehnte 
Jahr wieder je 500 Mio DM zuzuführeno 

VIo 

Zu § 5 

Die Gewährung von Mitteln aus dem Verkehrswegeplan an Bänder. 
Gemeinden usWo soll nicht dazu führen* daß die betreffenden 
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Baulastträger ihre eigenen Verpflichtungen auf dem Gebiet 
des' Straßehfcaues vernaohlässigeno Z^ie ZuweisuK-.g Ton Mitten;.! 
soll daher von einer angemessenen Selbstbeteiligung abhängig 
gemacht werden o Wie hoch die Selbstbeteiligung sein soll und 
sein kanng richtet sich nach den jeweiligen TJmständenj ins- 
besondere dem örtlichen Interesse an dem Ausbau^ und der fi- 
nanziellen Leistungsfähigkeit des Baulastträgers o 


VIIo 


§ 7 

Ic Die Durchführungsbestimmungen sollen vor allem die Einzel- 
heiten der Aufnahme^ Tilgung und Verzinsung der Anleihen 
und Hichtlinien für die Zuweisung von Mitteln für Land- 
straßen und sonstige Straßen enthaltene Sie können sich 
auch auf die Art und Weise der Verwendung der Mittels, die 
Schaffung eines Sondervermögens des Bundes für den Neubau 
der im Verkehrswegeplan vorgesehenen Straßeng die Zuweisung 
der Mittel an andere Unternehmen des öffentlichen Rechts 
oder die Errichtung von Finanzierungsgesellschaften er- 
streckeno 

2.0 Die Vorfinanzierung soll insbesondere dazu dienen^ die ge- 
planten Bauvorhaben sofort bei Beginn der Bausaison anlau- 
fen zu lassen^, um unrationelle Zusammenballungen dar Bau- 
aufträge zu vermeidenc 



Anlage 1 zur Begründimg 


Zahl der Kraftfahrzeuge im Bundesgebiet H 
jeweils am 1« Juli 



1938 

1948 

1949 

195q 


1951 


1952 

1953 


Krafträder 

856 711. 

327 936 

615 678 

913 546 

1 

18o 

675 

1 

42o 000 

1 665 

000 

Personeakraf twagen 

714 458 

217 6o4 

354 98o 

518 474 


684 

5o8 


817 000 

989 

000 

Kraftomnibusse 

11 556 

7 382 

9 931 

14 328 


16 

52o 


18.000 

19. 

>5Ö0 









2/ (493 733) 

3/(555 B29) 

las tkraf twagen 

215 162 

259 333 

32o loo 

358 7o2 


415 

2o8 


41o 000 

425 

000 

Zugmaschinen 

50 110 

85 986 

lol 988 

131 597 


180 

754 


243 000 

296 

500 

Sonderfahrzeuge 

8 o98 

lo 818 

11 162 

13 156 


15 

825 


22 000 

22 

000 

Kraftfahrzeuge insg® 

1836o95 

9o9 o59 

1 413 839 

1 949 8o3 

2 

493 

49o 

2 

93o 000 

3 417 

000 

Kraftfahrzeuge inag. 
ohne Krafträder 

979304 

581 123 

798 161 

1 o36 257 

1 

312 

815 

1 

51o 000 

1 752 

000 

KS^sftfahrzeuganhänge 

r = 

160 654 

188 392 

214 171 


231 

9o6 


221 000 

22o 

000 


y Nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes ^ Flensburg 

2/Einschließlich eines Teils der stilliegenden Fahrzeuge^, 
da Zulassungsstallsn Stillegungen bzwo Wiederanmeldungen 
nicht vollständig gemeldet habeno 

^/Einschließlich der aus steuerlichen oder sonstigen Gründen 
als vorübergehend stillgelegt abgemeldeten Fahrzeuge» 





Anlage 2 zur Begründtuag 


Kraftfahrzeuge in v.H. des Bestandes von 1938 


jeweils am 1. Juli 



1938 

1948 

1949 

1950 

1951 

1952 

1953 

Krafträder 

100 

38,3 

71,9 

lo6,6 

137,8 

165,8 

194,3 

Personenkraftwagen 

100 

3o,5 

49,6 

72,6 

95,8 

114,4 

138,4 

Kraftomnibusse 

100 

63,9 

85,9 

124,0 

143,0 

155,8 

168,7 

Las tkra f twagen 

100 

120,5 

148,8 

166,7 

193,0 

190,5 

197,5 

Zugmaschinen 

100 

285,6 

338,7 

437,1 

600,3 

807,1 

984,7 

Sonderfahrzeuge 

100 

133,6 

137,8 

162,4 

195,4 

271,7 

271,7 

Kraftfahrzeuge insgesamt 

100 

49,5 

77,0 

108,7 

135,8 

159,6 

186,1 

Kraftfahrzeuge insgesamt 
ohne Krafträder 

100 

59,3 

81,40 

105,8 

134,0 

154,2 

178,9 


1) Nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes, Flensburg 




Anlage 3 zur Begründung 


Gegenüberstellung der Oeckenarten 
Reichsstrasse 1939 und Bundesstrassen, 1951 
(freie Strecken und Ortsdurchfahrten in Gemeinden mit 6 000 und weniger Einwolmern) 


1939 



1951 



IWklAnarf 

Ka 

vJ. 

Oeckenart 

km 

v.H„ 

einfache Schotterdecken und 



K]irKerüec^en uno wasser» 



Klinkerdeckeo 

9A5 


gebundene Schotterdecken 

590 

2J 

Schotterdecken mit Oberflä- 
chen°Schutzschichten 

8 830 

41„0 

Oberf lächen-Schutzschichten 

7 875 

36,3 

Teer- und Asphalttränk- 



Te^nirhbfläoe. nHtelsrhwere 



sifou- und 



bitutnunose Kakadam- und 



decken 

58G6 

27p4 

schwere bi tutnindse Hakadandeden 

7 958 

36,6 

Teer- oder Asphaltbetondek- 
ken mi weniger als 6 ca 

1 kV 

34,9 

mittelschwere bituminöse Be» 
tondecken 

983 9 244 

4,5 

Starke 

1 289 

6,0 

schwere bitufninösä Beton- 



dieselben mi mhr als 6 cii 

Stäfie 

322 

1.5 

ddeketr 

303 


Körtelschotterdecken 

107 

0,5 

Zecjent Schotterdecken 

26 

0,1 

Altes Kopf Steinpflaster 

172 

0,8 

Altes Kopfsteinpflaster 

140 

0,6 

GroQpf lasterdecken 

516 

2.k 

Grodpf lasterdecken 

507 

2,3 

Kicinpflast erdecken 

3 223 

15.0 

Kleinpflasterdecken 

3 103 

14,3 

Ki'nststcinpflaster 

64 

0,3 

Sonstige Bauweisen 

20 

0,1 

lerncntbctondecken 

150 

0,7 

Zencntbctondecken 

235 

1,1 

Insgesamt 

21 484 

100,0 

Insgesafnt 

21 740 

100,0 




Anlage 4 zur Begründung 


Getötete und Verletzte 



Getötete 

insgesamt 

im Straßenverkehr 

getötete 
je Tag 

1) 

Verletzte 

insgesamt 

Verletzte 

je Tag 

1938 

4 585 

12,7 

lo6 348 

296 

1950 

6 328 

17,6 

15o 688 

418,6 

1951 

7 558 

21,0 

2o2 338 

562,0 

1952 

7 59o 

21,2 

232 852 

646,8 

1953 

Iv bis 3c 
Vierteljahr 

8 olo 

29,7 

23o ol6 

851,9 


Zum Vergleich 
1952 

1. bis 3o 5 681 21^o 179 363 664*3 

Vierteljahr 


1) ITach Angaben des Statistischen Bundesamtes, Wiesbaden 






Anlage 5 zur Be (Gründung 


Gesamtkosten 

aller Bauvorhaben der Dringlichkeitsstufe I 


Maßnahmen 


Mio o DM 


Fertigstellung bzw. Neubau von Strecken 
nationaler und internationaler Bedeutung 


Autobahnen (zweibahnig) ® ® » 1 5oo 

Bundesstraßen 915 

zusammen; 2 415 


Ausbau von Bundesstraßen 

Umbaumaßnahmen ® . . . . . ® 935 

Beseitigung von schienengleichen Weg“ 

u.b e r ga^xxge l5o 

zusammen; 1 o85 


Noch zu beseitigende Kriegsschäden und 
Kriegsfolgeschäden (Ende 1952) 


Autobahnen 

Bundesstraßen ® » « « 


18o 

35o 








zusammen: 

53o 




insgesamt» 

4 o3o 





Hiervon entfallen auf» 

Autobahinexx «••«••««••••«esseGeeGeGe»»» 1 63o 

B und e 3 s t r a ße n ggggggggggggggggggggoggg 2 35o 

insgesamt» 4 o3o 







Anlage 6 zur Begründung 


Mehraufkommen 

aus Mineralölsteuererhöhung 

(Vergaserkraftstoff - Benzin und Benzol 4 I)pf=. je liter 

Dieselkraftstoff 7 Dpfo je Liter®) 



Diesel 
Mio DM 

Jährliche 

Steigerung 

v.H® 

Vergaser- 
Kraftstoff 
Mio DM 

jährliche 

Steigerung 

VoH® 

Zusammen 
Mio DM 

1953 

139 

+ 7 

123 

+ 11 

262 

1954 

149 

+ 6 

135 

+ 9 

284 

1955 

158 

+ 6 

147 

+ 6 

305 

1956 

168 

+ 5 

156 

4* 6 

324 

1957 

176 

+ 5 

165 

+ 5 

341 

1958 

185 

+ 5 

173 

+ 5 

358 

1959 

194 


182 


3.76 



+ 5 


+ 5 


I960 

204 

+ 4 

191 

+ 5 

395 

1961 

212 


200 


412 






